


das die Ablösung vormaliger einseitiger Abhängigkeiten und die Auflö­
sung der zwischenstaatlichen Institutionen überdauert.

Herausforderungen der Transfonnation

Die Reformstaaten Ostmitteleuropas befmden sich in einer historisch bei­
spiellosen Situation. Zu keinem Zeitpunkt vor 1990 hat es den Versuch
gegeben, ein demokratisches politisches System und eine Marktwirtschaft
gleichzeitig einzuführen,1 und dabei die "vom alten System zurückgelassene
politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Konkursmasse zu bewäl­
tigen".2 Ihr Dilemma besteht darin, daß nach dem Zusammenbruch des
alten Systems die Wirtschaft radikal erneuert werden muß, um das kom­
munistische Erbe zu überwinden, eben diese notwendige Erneuerung und
die Bewältigung ihrer sozioökonomischen Konsequenzen jedoch das
schwach entwickelte politische System permanent zu überfordern drohen.3

Die beiden Prozesse der politisch-institutionellen und der sozioöko­
nomischen Systemtransformation fmden zwar gleichzeitig statt, haben
aber unterschiedliche Zeithorizonte und verlaufen nicht abgestimmt,4 und
sie beeinflussen einander durch wechselseitige Rückwirkungen. Es handelt
sich hier eben nicht um saturierte Systeme, die - obwohl die Staaten ihre
Souveränität erlangt haben - ihren Platz in der internationalen Arena ge­
wissermaßen frei wählen können: Die geopolitische Lage, ihre binnenwirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen und außenwirtschaftlichen Abhängig­
keiten, die .ökonomischen Hypotheken des Staatssozialismus, die Instabi­
litäten der politischen Ordnung und die kulturell-ideologischen Altlasten
der Vergangenheit lassen sich nicht so einfach abstreifen, wie es mit der
herabgewirtschafteten politischen Macht der Fall gewesen ist.
Auf der Suche nach einem äußeren Stabilitätsanker für eine erfolgreiche
Systemtransformation und deren sicherheitspolitische Absicherung haben
die Reformstaaten Ostmitteleuropas frühzeitig auf die Unterstützung
durch die westlichen Institutionen, insbesondere die NATO und die Eu­
ropäische Union, gesetzt. Das angestrebte Ziel der Vollmitgliedschaft in
diesen Organisationen gilt gleichermaßen als Bestätigung für eine gleich-

1 Michael McFaul, Post-Communist Politics. Democratic Prospects in Russia and
Eastem Europe, Washington 1993, S. 85.

2 Gyula Jozca, Die Außen- und Sicherheitspolitik Ungarns nach dem Systemwechsel:
Ausgangslage, Berichte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internatio­
nale Studien 66/1994, S. 8.

3 Eric Herring, International Security and Democratisation in Eastern Europe, in:
Geoffrey Pridham/Eric HerringjGeorge Sandford, Building Democracy. The inter­
national Dimension of Democratisation in Europe, Landon 1994, S. 93.

4 Kathrin Sitzler, Ungarn. Von der schrittweisen Reform zum Systemwechsel, in:
Franz-Lathar Altmann/Edgar Hösch (Hrsg.), Reformen und Reformer in Osteuro­
pa, Regensburg 1994, S. 72.
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tion bisher jedoch nicht angenommen wird, liegt in ihren strukturellen
DefIZiten begründet, die wiederum in bestehenden politischen Interessen­
unterschieden der einzelnen Mitglieder ihren Ursprung haben. So sind
ihre Funktionen ungleich gewichtet - die für die Reform letztlich mitaus­
schlaggebende Dimension der Wirtschaft ist, wie schon in der Vergangen­
heit, auch nach dem politischen Umbruch ein Stiefkind der OSZE geblie­
ben. Zwar sind dem Hohen Rat, der die Tagesgeschäfte der OSZE zwi­
schen den jährlichen Treffen des Ministerrates führt, wirtschaftskoor­
dinierende Kompetenzen insofern zugewiesen, als er zum Beispiel einmal
jährlich als Wirtschaftsforurn zusammentritt. Gleichzeitig haben die Mit­
gliedstaaten jedoch bescWossen, daß die OSZE nicht an die Stelle anderer
Institutionen rücken soll, sondern "einander ergänzende und verstärkende
Institutionen" .einschließt und das Recht Jedes Staates unberührt bleibt,
seine eigenen Bindungen frei zu wählen. In dieser Formel werden die
Interessenunterschiede einiger Mitglieder deutlich, bestehende struk­
turelle Ungleichgewichte in der Zusammenarbeit nicht zur Disposition zu
stellen. Indem diese Ungleichgewichte besonders stark im wirtschaftlichen
Bereich ausgeprägt sind, ist der Raum für koordinierende Einflußmög­
lichkeiten der OSZE weniger als gering. Er beschränkt sich faktisch auf
die Formulierung politischer und rechtlicher Standards. Dies ist freilich
viel, reicht aber den ostmitteleuropäischen Staaten schon deshalb nicht
aus, weil EntscWußkraft und Entscheidungskompetenz der OSZE feWen.
Galt der sogenannte Korb 11 der KSZE-ScWußakte von Helsinki schon in
der Zeit des Kalten Krieges als ein Schwachpunkt der gesamteuropäi­
schen Zusammenarbeit, so hat sich daran nach dem Zusammenbruch des
Ostens und erst recht mit der und Erweiterung der Europäischen
Union sowie der Schaffung des Wirtschaftsraumes nichts
geändert. Über den Rahmen der Beratung und Aus-
bildungshilfe hinausgehend, sind die OSZE und ihr Wirtschaftsforurn le­
diglich bei der Betreuung einzelner Projekte wirksam.
Unmittelbar nach 1989 maßen die ostmitteleuropäischen Staaten der
OSZE/KSZE - unter dem der Pariser Charta von 1990 - noch
eine vergleichsweise große Bedeutung bei: als Fundament einer neuen ge­
samteuropäischen Sicherheitsarchitektur, geprägt von kollektiven Über­
einkünften und Verpflichtungen aller Mitglieder. Der von den damaligen
Außenministern der Sowjetunion und der Tschechoslowakei Eduard Sche­
wardnadse und Dienstbier im Jahre 1990 vorgelegte Plan für den Aus­
bau der KSZE zu einem Sicherheitssystem entsprach zu die­
sem Zeitpunkt noch durchaus der mehrheitlichen Überzeugung in den

6 Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Budapester Dokument
1994, Der Weg zu echter Partnerschaft in einem neuen Zeitalter, in: Presse- und
Infonnationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin 120/1994, S. 1103ff.

356





Fünftens schließlich beläßt die OSZE einen flexiblen Raum für die The­
matisierung von innerstaatlichen Konflikten und Problemen benachbarter
Staaten, insbesondere die Lage von eigenen Minderheiten im Ausland und
die Einhaltung von Menschenrechten betreffend. Hauptsächlich in diesen
Funktionen liegt das Interesse der Staaten Ostmitteleuropas am Erhalt
und am Ausbau der OSZE begründet, zugleich markieren sie aber auch
die Grenzen ihrer Akzeptanz der Organisation als ein lediglich ergänzen­
der Baustein ihrer nationalen Sicherheit.

Exkurs: EU-Anpassung - Lösung oder Problem der Wirtschaftsreformen

Für die wichtigsten ökonomischen Stabilitätsziele der Reformstaaten
- Übergang zur Marktwirtschaft, Modernisierung der Wirtschaft und die
Verringerung von Entwicklungsrückständen im West-Ost-Gefälle - wird
hingegen einzig der Europäischen Union (EU) die für erforderlich gehal­
tene Kompetenz zugebilligt.
Die ostmitteleuropäischen Staaten verfügen derzeit über Assoziationsab­
kommen (sogenannte "Europaverträge"), ihre volle Mitgliedschaft in der
Union dürfte allerdings kaum vor der lahrtausendwende im Bereich des
Möglichen sein. Im Juni 1993 bescWoß der Europäische Rat, daß jenen
zehn Staaten Ost- und Mitteleuropas, die "Europaverträge" mit der Union
schließen, die Perspektive einer Mitgliedschaft in der EU eröffnet werden
soll. Auf dem Essener Gipfeltreffen im Dezember 1994 wurde hierzu die
Ausarbeitung eines weitergehenden Maßnahmenplanes durch eine Kom­
mission mit dem Ziel bescWossen, den Vorbereitungsprozeß dieser Staa­
ten zu einer EU-Mitgliedschaft u.a. im Rahmen des PHARE-Programmes
der EU aktiv zu unterstützen. Der Kommissionsbericht liegt inzwischen in
Form eines "Weißbuches" vor.7

Die im Vergleich zur OSZE deutlich höhere Attraktivität der EU liegt für
die ostmitteleuropäischen Staaten zweifellos in der Erfolgsgeschichte der
wirtschaftlichen Entwicklung und Integration begründet. Indem der wirt­
schaftliche und soziale Umbruch neben der Demokratisierung eine der
beiden Säulen für den Erfolg der Reformen bildet, kommt der erhofften
An- und Einbindung in die westeuropäische Integration eine ScWüssel­
funktion der Außen- und Wirtschaftspolitik der Reformstaaten zu. Dies
fand seinen Niederschlag in den frühzeitig artikulierten Bemühungen um
eine Assozüerung der ostmitteleuropäischen Länder mit der Perspektive,
nach einer Übergangs- und Anpassungsphase möglichst rasch in den Ge-

7 White Paper on Preperation of the Associated Countries of Eastern Central Europe
for Integration into the Internal Market, 28. April 1995.
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derholen könnten, falls bereits über die vier Staaten der Visegrad-Gruppe
(Polen, Tschechische und Slowakische Republik, Ungarn) hinausgehend
weitere Beitrittsoptionen für osteuropäische Staaten mit wirtschaftlich
noch komplizierteren Bedingungen ins Blickfeld geraten sollten. Eine Ab­
schottung der vielleicht um die Visegrad-Staaten erweiterten EU gegen­
über anderen Teilen Ostmitteleuropas liefe jedoch Gefahr, die für diese
Region aussichtsreichsten und nächstgelegenen Märkte im Osten von der
wirtschaftlichen Entwicklung auszunehmen, zumindest aber naheliegende
Möglichkeiten der nachbarschaftlichen Kooperation für die Reformstaa­
ten einzuschränken. Das Beispiel Polens zeigt, daß sich der zunächst nach
1989 bewußt angestrebte Abbau der Wirtschaftsbeziehungen nach Osten
im Gegenzug zur Öffnung nach Westen als für die polnische Wirtschafts­
lage nachteilig herauskristallisiert und seit einiger Zeit in der Tendenz so­
gar zu einer Wende (Neubelebung) der Außenwirtschaftspolitik Polens
etwa gegenüber den GUS-Staaten geführt hat. ·Ähnliches erscheint ange­
sichts brachliegender Kapazitäten auch für die anderen ostmitteleuropäi­
schen Staaten denkbar. Für die ostmitteleuropäischen Staaten dürfte
insofern - mehr noch als für die übrigen Mitglieder der EU - die Priorität
der Vertiefung gegenüber einer Erweiterung der Union keine realpoliti­
sche Alternative zu Lasten der letzteren sein. Das Wirtschaftsforurn der
OSZE könnte vernünftigerweise eine Brücke für die Erweiterung der Ko­
operation schlagen, die gegenwärtigen Interessen der EU wie ihrer aus­
sichtsreichsten Beitrittskandidaten, sie zu bauen, ist jedoch gering.
Welcher Weg für alle Beteiligten letztlich die günstigsten Bedingungen
bietet, ist derzeit schwer zu beurteilen. Die Risiken eines starren Festhal­
tens an der nur vorsichtigen Öffnungspolitik der EU für die gesamteuro­
päische Kooperation sind ebenso zu berücksichtigen wie jene Risiken, die
für diese Kooperation möglicherweise durch eine Schwächung der EU
hervorgerufen werden könnten. Letzteres ist erklärtermaßen für keine
Seite wünschenswert. Allerdings sind auch die künftigen Aussichten des
Reformprozesses im einzelnen nur schwer zu kalkulieren. Immerhin wer­
den einigen der hier in Sonderheit betrachteten Staaten im Westen noch
immer gute Reformaussichten zugebilligt.9 Die Frage bleibt, ob die in
Aussicht genommenen langen Fristen der Anpassung und Angleichung
politische Toleranz behaupten, wenn sich die erhofften Resultate nur sehr
zögerlich einstellen. Aufkeimende Unzufriedenheit über die sozialen La­
sten der Transformation schwächt nicht nur den Rückhalt der Reformen,

9 Zbiegniew Brzezinski hat zum Beispiel Mittel- und Osteuropa nach den Erfolgsaus­
sichten des Reformprozesses in fünf Gruppen unterteilt. Zu den Staaten mit den
günstigsten Aussichten zählt er Polen, Ungarn und Tschechien, zur Gruppe jener mit
weniger guten Aussichten die Slowakei, Kroatien, Litauen, Lettland und Turkmeni­
stan. Die geringsten Chancen sieht B. für Serbien, Albanien, Mazedonien, Bosnien,
Moldau und Tadschikistan. Vgl. Zbiegniew Brzezinski, The Great Transformation,
in: The National Interest 3/1993, S. 3 ff.
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pa", so ein ungarischer Analytiker, scheint insofern wieder einmal "ver­
dammt zu sein, eine fragmentierte Region zu bleiben, in der die Länder es
ablehnen, ihre gemeinsamen Interessen zu erkennen, ungeachtet der geo­
graphischen Nähe zueinander.,,12 Davon zeugt im übrigen auch der nach
1989 beobachtete starke Rückgang der regionalen Zusammenarbeit auf
wirtschaftlichem Gebiet. Zwar waren die Handelsströme und integrativen
Verflechtungen im Rahmen des ehemaligen Rates für Gegenseitige Wirt­
schaftshilfe (RGW) vornehmlich von arbeitsteiligen Zulieferungen für die
sowjetische Wirtschaft dominiert, eine hinreichende Erklärung für den
nicht einmal zehn Prozent der nationalen Export-jlmportbilanz errei­
chenden Anteil der intra-regionalen Zusammenarbeit der ostmitteleuro­
päischen .Staaten13 bietet dieser Sachverhalt allerdings nicht.

Neuansatz für eine gesamteuropäische Architektur

Der Westen sollte und muß angesichts der drohenden Spaltung Europas
in einen prosperierenden sowie einen strukturschwachen, von Konflikten
bedrohten Teil seinen bisher verfolgten Kooperationsansatz einer gründ­
lichen Revision unterziehen. Das betrifft in erster Linie die Unterstützung
des politischen und wirtschaftlichen Reformprozesses durch ein erweiter­
tes Engagement der EU, ihrer Mitgliedstaaten sowie der USA bzw. der
Gruppe der G-7. Dies schließt keineswegs zwingend die Notwendigkeit
einer neuen Diskussion um die Erweiterung bestehender Institutionen
durch neue Mitglieder ein. Vielmehr geht es um strukturelle Investitionen
zur Selbsthilfe mit dem Ziel, demokratische Umgestaltungen in Wirtschaft
und Gesellschaft der Reformstaaten zu fördern und zu unterstützen, ohne
deren Integrationsfähigkeit in die westlichen Kooperationsstrukturen zum
ausschlaggebenden Maßstab dafür zu erheben, ob diesen Ländern gehol­
fen wird oder nicht. Bezogen auf die gewaltigen Herausforderungen des
Reformprozesses kommt der EU zweifellos eine größere Integrationspo­
tenz zu, als sie die bestehenden sicherheitspolitischen Institutionen - mit
Ausnahme einer möglicherweise gestärkten OSZE - jemals entwickeln
können. Schließlich könnte auch ein von der EU geförderter Ausbau re­
gionaler und subregionaler grenzüberschreitender Institutionen der Zu-

12 Pal Dunay, Security Cooperation in the Visegrad Quadrangle: Present and Future,
in: Andrew Williams (Hrsg.), Reorganizing Bastern Europe, Aldershot 1994, S. 121.
Die Vorzüge einer regionalen Kooperation werden allerdings nicht nur in den betref­
fenden Staaten skeptisch beurteilt. Vgl. u.a. Bernhard von Plate, Subregionale Sicher­
heitskooperation in Ost- und Mitteleuropa und das Beispiel der Triangle-Staaten, in:
Wolfgang Heydrich u.a. (Hrsg.), Sicherheitspolitik Deutschlands: Neue Konstellatio­
nen, Risiken, Instrumente, Baden-Baden 1992, S. 590.

13 Vgl. Christian Meier, Neue Ansätze einer regionalen Zusammenarbeit, in: Georg
Brunner (Hrsg.), Osteuropa zwischen Nationalstaat und Integration, Berlin 1995,
S.175.
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